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Gesetz zur Änderung des 
Verkündungsgesetzes 

Der Landtag hat am 8. November 2023 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1

Das Verkündungsgesetz vom 11. April 1983 (GBl. S. 131), 
das durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. Juli 1998 
(GBl. S. 418, 421) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.  In der Überschrift werden nach den Wörtern „über die 
Verkündung von“ die Wörter „Gesetzen und“ einge-
fügt. 

2.  In § 1 werden nach den Wörtern „gilt für die Verkün-
dung von“ die Wörter „Gesetzen und die Verkündung 
von“ eingefügt.

3.  Dem Wortlaut von § 2 werden die Wörter „Gesetze 
und die“ vorangestellt.

4. Nach § 2 werden folgende §§ 2a und 2b eingefügt:

 „§ 2a 
 Gesetzblatt in elektronischer Form

  (1) Das Gesetzblatt wird ausschließlich in elektro-
nischer Form geführt. Es wird im Internet unter der 
Adresse „www.baden-wuerttemberg.de/gesetzblatt“ zum 
Abruf bereitgehalten. Zum Abruf bereitgestellte Aus-
gaben des Gesetzblatts sind unter der in Satz 2 ge-
nannten Adresse vollständig und dauerhaft unverän-
dert bereitzuhalten.

  (2) Jede Ausgabe des Gesetzblatts ist von der heraus-
gebenden Stelle mit dem Datum der Bereitstellung 
zum Abruf und mit einem qualifizierten elektroni-
schen Siegel nach Artikel 3 Nummer 27 der Verord-
nung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parla ments 
und des Rates vom 23. Juli 2014 über elek tro nische 
Identifizierung und Vertrauensdienste für elektro-
nische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Auf-
hebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257 

vom 28.8.2014, S. 73; zuletzt ber. ABl. L 155 vom 
14.6.2016, S. 44) zu versehen.

  (3) Dem Ausgeben des Gesetzblatts im Sinne von Ar-
tikel 63 Absatz 4 Satz 2 der Verfassung des Landes 
Baden-Württemberg steht die Bereitstellung des Ge-
setzblatts in elektronischer Form zum Abruf gleich.

  (4) Von jeder Ausgabe des Gesetzblatts ist ein beglau-
bigter Ausdruck zu erstellen. Dieser ist an das Landes-
archiv Baden-Württemberg abzuliefern und dort zu 
archivieren.

 § 2b 
 Zugang zum Gesetzblatt

  (1) Das Gesetzblatt ist unter der in § 2a Absatz 1 Satz 2 
genannten Adresse frei zugänglich.

  (2) Das Gesetzblatt kann unentgeltlich gelesen, ge-
speichert und ausgedruckt werden. Ausdrucke des Ge-
setzblatts können gegen Erstattung der Kosten bei der 
herausgebenden oder einer von ihr benannten Stelle 
bezogen werden. Auf die Bezugsmöglichkeit ist im 
Gesetzblatt hinzuweisen.“ 

5. § 3 wird wie folgt geändert: 
 a) Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:
   „Die öffentliche Auslegung von Plänen, Karten 

oder anderen zeichnerischen Darstellungen als Be-
standteile der zu verkündenden Rechtsverordnung 
kann, soweit keine sondergesetzlichen Bestim-
mungen bestehen, durch eine Veröffentlichung des 
Inhalts der Pläne, Karten oder anderen zeichneri-
schen Darstellungen im Internet für die Dauer von 
mindestens zwei Wochen ersetzt werden. Während 
der Dauer der Veröffentlichung ist der Inhalt gegen 
Löschung und Verfälschung durch technische und 
organisatorische Maßnahmen zu sichern.“

 b)  In Absatz 2 Nummer 2 werden nach der Angabe 
„Absatz 1“ die Wörter „Satz 1 oder im Falle des 
Absatz 1 Satz 2 die Internetseite, das Datum der 
Bereitstellung zum Abruf und die Dauer der Ver-
öffentlichung“ eingefügt.

 c) Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt:
   „Abweichend von Satz 1 Nummer 1 kann die 

Rechtsverordnung einschließlich der nach Absatz 1 
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verkündeten Bestandteile auf der in der Rechtsver-
ordnung bezeichneten Internetseite veröffentlicht 
werden, solange die Rechtsverordnung in Geltung 
ist. Ausdrucke der Pläne, Karten oder anderen 
zeichnerischen Darstellungen als Bestandteile der 
Rechtsverordnung können gegen Erstattung der 
Kosten bei den in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
Stellen bezogen werden. Auf die Bezugsmöglich-
keit ist in der Rechtsverordnung hinzuweisen.“

 d) Es wird folgender Absatz 5 angefügt:
   „(5) Ist die Bereitstellung des Gesetzblatts in elek-

tronischer Form unter der in § 2a Absatz 1 Satz 2 
genannten Adresse nicht nur kurzfristig unmöglich, 
so erfolgt die Verkündung durch Ausgabe einer ge-
druckten Nummer des Gesetzblatts. § 2a Absatz 4 
gilt entsprechend. Der Übergang des Gesetzblatts 
zur gedruckten Form, der Verteiler, an den das 
Gesetzblatt in gedruckter Form ausgegeben wird, 
und die Rückkehr zur elektronischen Form sind in 
vier im Land Baden-Württemberg möglichst auf-
lagenstark erscheinenden Tageszeitungen, deren 
Verbreitung alle Regierungsbezirke des Landes ab-
decken soll, oder in anderen geeigneten Medien öf-
fentlich bekannt zu machen. In dem elektronischen 
Gesetzblatt ist auf Ausgaben des Gesetzblatts, die 
in gedruckter Form erschienen sind, hinzuweisen. 
Dabei sind das Datum, an dem das Gesetzblatt in 
gedruckter Form ausgegeben wurde, und der Wort-
laut des Gesetzes oder der Rechtsverordnung mit-
zuteilen.“

6. § 4 wird folgender Satz angefügt: 
  „Für die Notverkündung von Gesetzen gilt Artikel 63 

Absatz 3 der Verfassung des Landes Baden-Württem-
berg.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.


